
 

Berichtsantrag  

der Abg. Hofmann, Faeser, Waschke (SPD) und Fraktion  

betreffend Entlassungsvorbereitung und Übergangsmanagement  

im Justizvollzug 
 
 
 
Um nach der Strafhaft die Wiedereingliederung der ehemaligen Häftlinge in 
die Gesellschaft zu ermöglichen, sind die Vorbereitung der Entlassung sowie 
die Organisation des Übergangsmanagements von großer Bedeutung. Die 
Entlassungsvorbereitung ist in §§ 16, 17 HStVollzG geregelt. Demnach hat 
die Anstalt spätestens sechs Monate vor dem voraussichtlichen Entlassungs-
zeitpunkt darauf hinzuarbeiten, dass die Gefangenen über eine geeignete 
Unterbringung und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfügen sowie bei 
Bedarf in nachsorgende Maßnahmen vermittelt werden. Hierbei arbeitet sie 
insbesondere mit der Bewährungshilfe, den Führungsaufsichtsstellen und der 
freien Straffälligenhilfe zum Zwecke der sozialen und beruflichen Eingliede-
rung zusammen.  
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Unterausschuss Justizvollzug über 
folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Gem. § 16 Abs. 1 Satz 2 HStVollzG arbeitet die Anstalt im Rahmen 

der Entlassungsvorbereitung mit Dritten, insbesondere der Bewäh-
rungshilfe, den Führungsaufsichtsstellen und der Straffälligenhilfe, 
zusammen. 

 a) Mit welchen "Dritten" arbeiten hessische Justizvollzugsanstalten 
neben den explizit Genannten noch zusammen? 

  Bitte Aufschlüsseln nach Anstalten und Kooperationspartnern. 

 b) Welche Aufgaben übernimmt im Rahmen dieser Zusammenarbeit 
die Anstalt, welche Aufgaben übernehmen Bewährungshilfe, Füh-
rungsaufsichtsstellen, Straffälligenhilfe sowie die weiteren Koope-
rationspartner? 

  Bitte Aufschlüsseln nach jeweiligem Tätigkeitsbereich. 

 c) Falls nicht grundsätzlich geregelt ist, wer welche Tätigkeiten 
übernimmt: Wie ist die gängige Praxis in den einzelnen Anstalten? 

  Bitte Aufschlüsseln nach Anstalten. 
 
2. Wird die Arbeit der unterschiedlichen Kooperationspartner im Rah-

men der Entlassungsvorbereitung durch die jeweilige Anstalt koordi-
niert?  

 Falls ja, wie ist diese Koordination genau ausgestaltet?  
 Falls nein, wie und durch wen wird die Zusammenarbeit der unter-

schiedlichen Kooperationspartner organisiert?  
 Falls dies nicht grundsätzlich geregelt ist: Wie ist die gängige Praxis 

in den einzelnen Anstalten? 
 
3. Gem. § 16 Abs. 1, 2. HS. HStVollzG werden die Gefangenen bei 

Bedarf in nachsorgende Maßnahmen vermittelt. Welche Maßnahmen 
kommen hier in Betracht und wie wird "der Bedarf" ermittelt? 

 Bitte Aufschlüsseln nach einzelnen Maßnahmen. 
 
4. Gem. §§ 16, 17 HStVollzG ist spätestens sechs Monate vor dem vo-

raussichtlichen Entlassungszeitpunkt mit den Entlassungsvorbereitun-
gen zu beginnen. Ab wann wird konkret darauf hingearbeitet, dass im 
Anschluss an die Haft 

 a)  eine geeignete Unterbringung zur Verfügung steht, 
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 b)  eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle zur Verfügung steht, 

 c)  eine Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen stattfindet? 
 
5. Falls nicht grundsätzlich geregelt ist, ab wann genau mit den in Frage 

4 benannten Entlassungsvorbereitungen begonnen wird: Wie ist die 
gängige Praxis in den einzelnen Anstalten? 

 Bitte Aufschlüsseln nach Anstalten. 
 
6. Gem. § 16 Abs. 1 HStVollzG besteht nun ausdrücklich eine Pflicht 

der Bewährungshilfe zu einer Zusammenarbeit mit dem Vollzug 
schon während der Haft. 

 a) Inwieweit unterscheiden sich Art und Ausgestaltung der Entlas-
sungsvorbereitung konkret, insbesondere mit Blick auf die zusätz-
lichen Aufgaben der Bewährungshilfe, von der Entlassungsvorbe-
reitung vor Inkrafttreten des Hessischen Strafvollzugsgesetzes? 

 b) Wieso hat man sich dazu entschieden, die Bewährungshilfe bereits 
in die Entlassungsvorbereitung einzubinden? 

 c) Hat sich die seit Inkrafttreten des Hessischen Strafvollzugsgeset-
zes mögliche Einbindung der Bewährungshilfe in die Entlassungs-
vorbereitung nach Auffassung der Landesregierung bewährt?  

  Falls ja, inwiefern?  
  Was sind nach Auffassung der Landesregierung die Vor- und 

Nachteile dieser Praxis? 

 d) Wieso ist es nach Auffassung der Landesregierung weniger sinn-
voll, die Entlassungsvorbereitung über den vollzuglichen Sozial-
dienst abzuwickeln?  

  Was wären hier nach Auffassung der Landesregierung die Vor- 
und Nachteile?  

 
7. Wie ist die Phase nach der Entlassung konkret organisiert, d.h.: 

 a) Welche Institutionen bzw. Ansprechpartner begleiten die ehemali-
gen Häftlinge? 

 b) Welche Aufgaben nehmen die in a benannten Institutionen und 
Ansprechpartner war? 

 c) Wird die Arbeit der unterschiedlichen Institutionen und Ansprech-
partner nach der Entlassung koordiniert?  

  Falls ja, durch wen und wie ist diese Koordination genau ausge-
staltet?  

  Falls nein, warum nicht? 
 
8. Falls es für die inFrage 7 benannten Fragen keine grundsätzlichen 

Regelungen gibt: Wie ist die gängige Praxis in den einzelnen Anstal-
ten?  

 
Wiesbaden, 19. Februar 2013 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 

Hofmann  
Faeser 
Waschke 
 
 


